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Traditionell bildet die Podiumsdiskussion 
den Abschluss der Internationalen Rosa-Lu­
xemburg-Konferenz. Sie steht dieses Mal unter 
dem Motto »Wer stoppt die Rechten?«. Wie in 
den Jahren zuvor haben wir die Diskutantinnen 
und Diskutanten auch in diesem Jahr gebeten, 
ihren Standpunkt vorab vorzustellen.�  (jW)

D
er Einmarsch Russlands in die 
Ukraine hat den öffentlichen Dis-
kurs in der Bundesrepublik ver-
ändert. Olaf Scholz leitete dar-
aus eine neue Kriegsgefahr für 

Europa ab. Die Bundesregierung spricht seit-
dem von einer »Zeitenwende« und arbeitet unter 
Hochdruck an den Vorbereitungen eines Krieges 
gegen Russland: 100 Milliarden Euro Sonder-
vermögen, Wehrpflichtdebatte, Militarisierung 
des Gesundheitswesens, Stationierung von Mit-
telstreckenraketen und ein Bundesverteidigungs-
minister, der ohne jede Zurückhaltung von der 
neuen Kriegstüchtigkeit Deutschlands spricht. 
Hinzu kommen Veteranentage, freiwillige Hei-
matschutzregimenter, Rheinmetall-Werbung in 
Fußballstadien, Pizzakartons in Tarnfleckfarben 
und kriegsverharmlosende Animationsfilme im 
öffentlich-rechtlichen Kinderfernsehen – all das 
soll militärisches Denken im Alltag verankern.

Gleichzeitig durchdringt die »Zeitenwende« 
die Arbeitswelt: Das Lehrpersonal wird dazu 
verpflichtet, Soldaten in den Unterricht einzu-
laden. Medienschaffende müssen ihre Arbeit in 
einem politischen Meinungskorridor verrichten, 
der sich mehr und mehr verengt. Hochschullehrer 
werden mittels politischen Listen diszipliniert, 
wenn sie sich mit ihren protestierenden Studie-
renden solidarisieren. Pflegekräfte werden auf 
Katastrophenschutzseminare geschickt, während 
die Stationen auch ohne diese Seminare schon 
unterbesetzt sind. Lokführer müssen den Trans-
port der Panzer in die Ukraine sicherstellen. Und 
die Mitarbeiter in den Jobcentern und Arbeits-
agenturen müssen auf der Grundlage einer neu-
en Kooperation zwischen Verteidigungsministe-
rium und Bundesagentur Arbeitsuchende in die 
Bundeswehr vermitteln. Im Zuge dieser Entwick-
lung wird die militaristische Durchdringung der 
Gesellschaft auf allen Ebenen zu einem Frontal-
angriff auf die arbeitenden Klassen.

Tarifpolitik unter Druck
Dabei erleben wir, wie sehr die gewerkschaft-
liche Tarifpolitik unter Druck gerät. Bereits in 
den ersten Monaten des Ukraine-Krieges hat sich 
gezeigt, dass der inflationsbedingte Kaufkraft-
verlust tarifpolitisch nur schwer auszugleichen 
war. Denn während der Anstieg der Löhne 2022 
nahezu unverändert blieb, vervielfachte sich der 
Anstieg der Preise. Nach Angaben des Wirt-
schafts- und sozialwissenschaftlichen Instituts 
der Hans-Böckler-Stiftung (WSI) verharrten die 
Tariflöhne 2024 auf dem Stand von 2016. Gleich-
zeitig verursachen Inflation, Deindustrialisie-
rung und Sozialabbau ein Klima des Verzichts, 
das fatale Auswirkungen auf das Kräfteverhältnis 
zwischen Kapital und Arbeit hat, weil es Rücken-
wind für die Forderungen der »Arbeitgeber« ist.

Es zeichnet sich bereits jetzt ab, wie sehr 
Militarisierung und Sozialabbau Hand in Hand 
gehen. Ein Panzer kostet mehrere Millionen 
Euro. Jeder Schuss 13.000 Euro. Und ein einzi-
ger Schuss aus dem neuen Panzerabwehrsystem 
»Mells« liegt bei 100.000 Euro. Natürlich sagt 
die Bundesregierung auch, woher diese Unsum-
men kommen sollen. So heißt es in der »Nationa-
len Sicherheitsstrategie«: »Angesichts der erheb-
lichen aktuellen Herausforderungen an unsere 
öffentlichen Haushalte streben wir an, die Aufga-
ben dieser Strategie ohne zusätzliche Belastung 
des Bundeshaushaltes insgesamt zu bewältigen.« 
Keine zusätzlichen Schulden also, dafür Umver-
teilung innerhalb des Haushaltes. Damit wird 
die Sicherheitsstrategie zur Grundlage für eine 
forcierte gesellschaftliche Debatte über nationale 
Prioritäten, an deren Ende die Kürzung sozia-
ler Leistungen stehen muss, um die Sicherheit 
nicht zu gefährden. Die militärpolitische »Zeiten-
wende« zieht zwangsläufig eine sozialpolitische 
»Zeitenwende« nach sich, stellte der Armutsfor-
scher Christoph Butterwegge jüngst fest.

Dieser Strategie folgend, kündigt Friedrich 
Merz bereits die »Agenda 2030« an, während 
Christian Lindner die notwendigen »Brutalitäten 

in den Sozialsystemen« fordert. Dass dabei sogar 
auf die Referenz des ehemaligen Propaganda-
ministers unter Hitler, Joseph Goebbels, zurück-
gegriffen wird, um die Notwendigkeit von Sozial-
abbau zu begründen, ist eine neue Qualität in der 
deutschen Debatte. Von Goebbels stammt das 
Zitat »Kanonen statt Butter«.

Dem Klimakollaps näher
Gewerkschaften ging es nie »nur« um die Ver-
besserung der Arbeits-, sondern immer auch um 
die Verbesserung der Lebensbedingungen. Es 
ist daher auch für die Welt der Arbeit relevant, 
dass Aufrüstung und Krieg die ökologische Zer-
störung beschleunigen. Beim Abfeuern von Ge-
schossen und Marschflugkörpern und beim Ein-
satz von Militärflugzeugen, Panzern, Kampfjets 
oder Militärschiffen werden enorme CO2-Emis-
sionen freigesetzt. Allein der F-35-Kampfjet 
stößt pro Stunde mehr CO2 aus, als ein Deutscher 
im Jahr verursacht. Werden solche Emissions-
quellen nicht abgeschaltet, lässt sich die Erderhit-
zung nicht stoppen.

Die britischen Wissenschaftler Linsey Cot-
trell und Stuart Parkinson schätzen den CO2-
Fußabdruck der deutschen Waffenhersteller auf 
mehr als 3,4 Millionen Tonnen im Jahr; für den 
gesamten deutschen Militärsektor kommen sie, 
die Bundeswehr eingeschlossen, auf 4,5 Millio-
nen Tonnen. Das entspricht dem CO2-Ausstoß 
von etwa einer Million Autos im Jahr. Und der 
niederländische Klimaforscher Lennard de Klerk 
errechnete, dass im Ukraine-Krieg allein im ers-
ten Jahr 120 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente 

ausgestoßen wurden. Mit jedem Euro, den die 
Bundesregierung für die Aufrüstung der Bundes-
wehr genehmigt, mit jeder Waffenlieferung in die 
Ukraine oder nach Israel treibt sie die negative 
Klimabilanz in die Höhe. Mehr Sicherheit bedeu-
tet in Wahrheit mehr Unsicherheit.

Auf Druck der USA hat der Krieg in der Ukrai-
ne eine »Gaswende« in Europa beschleunigt, die 
gerade in Deutschland die Industrie unter Druck 
setzt und Tausende Arbeitsplätze gefährdet. Die 
Sanktionspolitik gegen Russland löste den gro-
ßen europäischen Markt von billigem Pipelinegas 
aus Russland und band ihn an das US-amerikani-
sche, dreckige und teure Frackinggas. Ein Schritt, 
der innerhalb nur weniger Monate die Position 
der europäischen Industrie schwächte und die der 
USA stärkte. Flankiert wird diese Entwicklung 
von der gezielten Strategie der USA, die euro-
päische Industrie insbesondere in den Bereichen 
Autobatterien, Windräder, Solarzellen und Halb-
leiter abzuwerben. Niedrige Energiepreise und 
ein umfangreiches Förderprogramm mit üppigen 
Subventionen – der »Inflation Reduction Act« – 
schaffen dafür die Bedingungen. Es bräuchte 
gerade jetzt Investitionen in den Erhalt der öf-
fentlichen Infrastruktur und den ökologischen 
Umbau der Industrie, um die Arbeitsplätze zu 
erhalten. Unternehmernahe und gewerkschafts
nahe Institute kommen übereinstimmend zu dem 
Ergebnis, dass dafür in den nächsten zehn Jah-
ren insgesamt 600 Milliarden Euro notwendig 
wären. Der Grad der öffentlichen Investitionen 
in Energie, Verkehr, Glasfasernetze, Wohnungs-
bau und Infrastruktur bestimmt also die Zukunft 
des Kontinents und der Menschen, die auf ihm 

leben. Der Industrieumbau wird scheitern, wenn 
geostrategische Interessen die Haushaltspolitik 
dominieren.

Angriff auf die Mitbestimmung
Die aktiven Kriegsvorbereitungen der Bundesre-
gierung haben grundlegende Auswirkungen auf 
Demokratie und Mitbestimmung. Der Chef des 
Bundeswehr-Verbandes, André Wüstner, forder-
te bereits »eine Kriegswirtschaft« und damit eine 
Unterordnung aller gesellschaftlichen Bereiche 
unter das Primat der Außenpolitik. Dass das auch 
Auswirkungen auf elementare Grundrechte haben 
dürfte, machte er deutlich, indem er die Anwen-
dung von Notstandsparagraphen und den Einsatz 
der Bundeswehr im Landesinneren in Betracht zog. 
Dabei handelt es sich nicht etwa um unverbind-
liche Äußerungen eines einzelnen. Vielmehr macht 
die Bundesregierung Nägel mit Köpfen. »Heimat-
schutzregimenter« trainieren nicht nur den Schutz 
der kritischen Infrastruktur, sondern auch den 
Einsatz gegen Demonstrationen. Gleichzeitig hat 
die Bundesregierung am 4. September 2024 den 
Entwurf eines »Artikelgesetzes zur Stärkung der 
personellen Einsatzbereitschaft« beschlossen, das 
unter anderem die Anwendung des sogenannten 
Arbeitssicherstellungsgesetzes erleichtern soll. Im 
Falle eines Spannungsfalles können Beschäftigte, 
deren Tätigkeit der Versorgung der Bundeswehr 
oder der verbündeten Streitkräfte dient, aber auch 
Beschäftigte in Betrieben, die Militärausrüstung 
oder die entsprechenden Dienstleistungen erbrin-
gen, sowie Beschäftigte in Forschungsbereichen, 
soweit sie militärisch forschen, zur Sicherstellung 
ihrer Arbeitsleistung verpflichtet werden. Weiter-
hin heißt es: »Durch Artikel 10 werden die Grund-
rechte der körperlichen Unversehrtheit, der Freiheit 
der Person, der Freizügigkeit, der freien Wahl des 
Arbeitsplatzes und des Schutzes vor Arbeitszwang 
eingeschränkt.«

Alles in allem bleibt also festzuhalten: Die arbei-
tenden Klassen haben in dieser »Zeitenwende« 
nichts zu gewinnen und alles zu verlieren.

Ulrike Eifler ist Sprecherin der Bundesarbeits-
gemeinschaft Betrieb und Gewerkschaft und 
Mitglied des Vorstands von Die Linke
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Unter Feuer
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Die »Zeitenwende« kommt einem Frontalangriff auf 
die Arbeiterklasse gleich. Von Ulrike Eifler



E
s ist Krieg in der Ukraine, und 
noch immer ist kein Ende in Sicht. 
Russland trägt die Schuld, zur 
Waffe gegriffen zu haben. Völker-
rechtswidrig. Die Kriegsursachen 

allerdings schuf der kollektive Westen unter 
Führung der USA. Deren Bestreben, nach dem 
Ende des Kalten Krieges als einzige Supermacht 
die Welt zu beherrschen, ließ keinen Raum für 
eine Partnerschaft auf Augenhöhe oder gar für 
die Beachtung legitimer russischer Sicherheits-
interessen. Das brach und bricht sich mit dem 
Selbstverständnis der USA als »unverzichtba-
rer« Welten-
lenker. Die 
Welt, so die 
A n n a h m e , 
muss nach dem 
Bild und den 
Her r schaf t s -
vorstellungen der USA gestaltet werden. Das 
ist die »regelbasierte Ordnung«. Darin hat die 
souveräne Gleichheit aller Staaten keinen Platz, 
ist Diplomatie immer nur die zweitbeste Lö-
sung. Unter hegemonialer Fuchtel herrschen 
ein Freund-Feind-Bild, der Glaube an Aufla-
genpolitik und Bestrafung. Rigide Sanktions-
politiken, Regime-Change und militärische 
Lösungen für politische Konflikte sind der Mar-
kenkern der US-Politik seit den 1990er Jahren.

Sie ist extrem rückwärtsgerichtet, zerstöre-
risch für die USA und die Welt. Gleichzeitig ist 
sie das deutlichste Anzeichen dafür, dass der 
selbsternannte Hegemon längst die Blüte seiner 
Herrschaftsjahre hinter sich gelassen hat und 
sich gegen den Machtverfall stemmt.

Das ist allerdings nicht die Erzählung, die 
in den USA und in den Ländern dominiert, die 
sich mit dem Platz der USA am Kopf der Tafel 
arrangierten und in einer Mischung aus Dankbar-
keit, Demut und Widerborstigkeit zumindest zur 
rechten und linken Seite des Herrschers plaziert 
sein wollen, wie eines Königs Narr.

Russland im Visier
Nach den friedlichen Revolutionen in Mittel- und 
Osteuropa und dem Ende der Sowjetunion do-
minierte dieses Arrangement unter den Reform-
kräften. Umgekehrt betrachtete sich der gesamte 
Westen als Sieger der Geschichte, der nunmehr 
die verdiente Ernte einbrachte. Nur in Russland 
ging alles schief, was nur schiefgehen konnte.

Wer die Gründe dafür begreifen will, sollte ein 
langes Memorandum aus dem Jahr 1994 lesen. 
Verfasst hat es der damalige US-Botschaftsrat 
Wayne Merry in Moskau. Es kostete ihn die Kar-
riere. Mehr als 30 Jahre wurden seine Einschät-
zungen in den Archiven begraben. Schließlich 
wurden sie freigeklagt.¹

Unter dem Titel »Wem gehört Russland über-
haupt? Auf dem Weg zu einer Politik des wohl-
wollenden Respekts« sezierte Merry die russi-
sche Gesellschaft, russische politische Interessen 
und Zwänge sowie die Wirkungen einer US-Poli-
tik, die unbekümmert von den Realitäten ihrem 
Mantra folgte, so als wäre Russland das Land 
der US-Amerikaner. Dem Verfasser war wohl 
bewusst, dass er sich mit seinen Überlegungen 
und Einschätzungen gegen die vorherrschende 
außenpolitische US-Doktrin stellte, aber er sah 
es als seine Pflicht an, vor russischen Fehlent-
wicklungen und einer tiefen Zerrüttung der US-
Russland-Beziehung zu warnen. Merry, der über 

eine große analytische Klarsicht verfügte, glaubte 
an die Veränderbarkeit eines Tyrannen durch Ein-
sicht und menschliche Rührung. Seit Schillers 
»Bürgschaft« spukt die wundersame Bekehrung 
eines Despoten in unseren Köpfen herum, allen 
gegenteiligen Beweisen zum Trotz.

Denn das erklärte US-Bestreben, als einzige 
Supermacht die Welt so lange wie möglich zu 
regieren, ist ohne Tyrannei nicht zu verwirk-
lichen. Man mag sie in hehre Worte fassen, die 
Ordnung als »regelbasiert« deklarieren, von Frei-
heit, Demokratie und Menschenrechten reden, 
aber die Probe aufs Exempel ist immer, was in 

der Realität an-
gerichtet wird: 
Geht es den 
d o m i n i e r t e n 
Völkern besser? 
Gibt es weniger 
Leiden und Un-

gerechtigkeit auf der Welt? Ist eines der großen 
Probleme, die die Menschheit heute heimsuchen, 
gelöst oder auch nur einer Lösung näher?

Hat China, wie der Papst 2024 meinte, ein 
größeres Potential für Verständnis und Dialog 
als etablierte Demokratien? Ist es nicht tatsäch-
lich so, dass unter dem Banner eines globalen 
»Demokratiebringers« Tyrannei betrieben wird, 
die kein anderes Ziel kennt, als sich selbst zu er-
halten? Koste es, was es wolle.

Russland, China und eine immer größere wer-
dende Anzahl von Völkern widersetzen sich seit 
nunmehr Jahrzehnten dem hegemonialen Trei-
ben der USA und ihrer Gefolgschaft. Das macht 
sie in unseren Augen zu Aggressoren, zu Geg-
nern, die geschwächt, wenn nicht gar vernichtet 

werden müssen. Auf die eine oder andere Art und 
Weise. Denn in der tyrannischen Logik wird ein 
Tyrann allenfalls von einem anderen Tyrannen 
ersetzt, der dann womöglich noch schlimmer 
agiert. Er erblickt immer nur sich selbst im Spie-
gel. Alternative Formen des gesellschaftlichen 
Miteinanders sind ihm völlig fremd.

Keine Verhandlungen
So betrachtet, ist der aktuelle Stellvertreterkrieg 
in der Ukraine ein Lehrstück sich entblößender 
Tyrannei. Zu keinem Zeitpunkt dieses Krieges 
spielte das tatsächliche Schicksal der Ukraine 
eine Rolle. Wäre dem so gewesen, hätte der völ-
kerrechtlichen Verurteilung von Russland eine 
umgehende Friedensinitiative des Westens fol-
gen müssen. Statt dessen wurden frühe russisch-
ukrainische Verhandlungen um Frieden untermi-
niert, denn der Westen brauchte diesen Krieg, in 
der Annahme, daraus ein zweites Afghanistan für 
Russland machen zu können. Daher fehlt auch 
jedes Mitgefühl für die ukrainischen Opfer die-
ses Krieges. Zwar ringt man die Hände, aber be-
feuert gleichzeitig das Schlachten. Die Zahl der 
ukrainischen Opfer, die angeblich allenfalls in 
die Zehntausende gehen, wird wie eine geheime 
Kommandosache behandelt, während eine allein 
der Phantasie entsprungene Zahl russischer toter 
bzw. verwundeter Soldaten zum bejubelten Beleg 
dafür genommen wird, dass Russland sich dem 
eigenen Untergang entgegenkämpft.

Um Russland »zu ruinieren«, wurden und 
werden Sanktionen mit kriegsähnlicher Wirkung 
ausgetüftelt, die tatsächlich wie ein Bumerang 
auf die westlichen Wirtschaften zurückschlagen 
und das ganze globale Gefüge erschüttern.

Wie sich der Westen zu diesem Krieg stellt, 
demonstriert dem russischen Bären nur eines: 
Die Jagd auf ihn ist eröffnet.

Der Oberkommandierende der US-Streitkräfte 
in Europa und gleichzeitig auch militärischer 
NATO-Befehlshaber, General Christopher G. 
Cavoli, war sich der Folgen dieser Politik im 
Sommer 2024 wohl bewusst, als er über die 

Zeit nach dem Ukraine-Krieg sprach: Er sprach 
nicht über die verheerte Ukraine. Er sprach über 
ein militärisch herangezüchtetes und nun auch 
kampferprobtes Russland, stärker denn je, voll-
ends von der Feindschaft des Westens überzeugt, 
direkt an der NATO-Grenze gelegen und furcht-
bar wütend.

Wie soll unter solchen Umständen Dialog und 
Verständigung gelingen? Auf der Agenda der 
NATO hat das keinen Platz. Noch ist die Ukraine, 
deren Überleben finanziell und militärisch allein 
vom Westen noch halbwegs gesichert wird, nicht 
völlig ausgeblutet. Es gibt noch eine vom Krieg 
ausgesparte Generation, die der 18- bis 24jähri-
gen. Es gibt noch kampftaugliche Männer, die 
in EU-Staaten Zuflucht suchten, also ein letztes 
Aufgebot. Denn noch immer muss um den Sieg 
gekämpft werden, der wie eine Fata Morgana am 
Horizont erscheint.

Umgekehrt spielt diese Strategie, die von 
Anfang an verfehlt war, Russland direkt in die 
Hände. Wer die militärische Entscheidung sucht, 
wird sie bekommen, warnte der russische Präsi-
dent im Sommer 2022.

Anderthalb Jahre später liegt recht klar auf der 
Hand, dass Russland in diesem Krieg militärisch 
überlegen ist. Was kann der Westen noch auf-
bieten, um die unvermeidliche Niederlage abzu-
wenden? Im konventionellen Bereich nicht mehr 
viel. Keine der westlichen »Wunderwaffen« führ-
te zum Wunder, und der Stellvertreterkrieger, die 
Ukraine, ist am Verbluten.

Wer unter diesen Bedingungen auf die Stimme 
der Vernunft, der Verständigung und der Huma-
nität wartet, wartet vergebens. Denn die NATO 
hat längst ihre Rückfallposition entwickelt: Fällt 

die Ukraine, was sie nicht soll, niemals wird, aber 
man weiß ja nie, lauert die russische Aggression 
auf die NATO. Schon in wenigen Jahren. Kriegs-
tüchtigkeit ist der einzige Weg, eine russische 
Aggression entweder abzuschrecken, ihr zuvorzu-
kommen oder sie erfolgreich abzuwehren.

Die Erfindung des wiederauflebenden russi-
schen Imperialismus und das Dogma von der Ag-
gressivität Russlands als naturhaftes Phänomen 
des Landes spiegeln letztlich nur den tyranni-
schen westlichen Traum, der über Jahrhunderte 
mit eisernen Besen über den Globus fegte. Bis 
die USA als einziges Imperium mit globalen 
Sicherheitsinteressen nach dem Zweiten Welt-
krieg übrigblieben. Mit dem ganzen amerika-
nischen Kontinent als erklärtem »Hinterhof«, 
einem dauerhaften Fuß in Europa und weltwei-
ter militärischer, wirtschaftlicher und kultureller 
Präsenz.

Nächster Krieg gegen China
Wie schön würde es erst, wenn sich der US-ge-
führte Westen nach Belieben auf der großen eura-
sischen Landmasse tummeln könnte. Man denke 
allein an die Rohstoffe, die dem russischen Bären 
natürlich und also ganz unverdient zufielen. Ist 
der Bär erst erledigt, ist auch die erzwungene 
Schonzeit für den Tiger vorbei. Die US-Armee 
bereite sich auf den Krieg mit China vor, titelte 
die New York Times am 29. Oktober 2024. Das 
muss geübt werden, zu Land, zu Wasser und 
in der Luft, denn es wäre nicht auszudenken, 
wenn China auf dem eigenen Kontinent domi-
nant werden würde. Wäre das mit dem Fall Roms 
vergleichbar, fragte die New York Times. Die 
Antwort folgte auf dem Fuß. Das sei die richtige 
Sicht auf die Dinge.

In einer solchen Betrachtung der Welt gibt 
es aktuell niemanden von Bedeutung im Wes-
ten, geschweige denn in der EU, der für einen 
Dreierbund à la Schiller plädiert oder für ein 
Bündnis aller Völker und den Weg der Mäßigung 
oder Konfliktentschärfung für möglich oder gar 
wünschenswert hält. Aus tyrannischer Sicht ist 

eine solche Alternative regelrecht Ketzerei, die 
entweder großer Dummheit oder Heimtücke ent-
springt. Tyrannen lieben es allenfalls, wenn ih-
nen der eigens bei Hofe gehaltene Narr ab und an 
den Spiegel vorhält. Nicht, um sich darin zu er-
kennen, sondern um das Bewusstsein ihrer Macht 
zu genießen. Bis diese in Scherben fällt.

Die offene Frage heute lautet, ob sich das US-
Imperium unblutig geschlagen geben wird, oder 
ob es die Welt lieber mit sich in den Untergang 
reißt. In dieser Hinsicht stellt sich an Deutsch-
land und im weiteren Sinn an die EU die Frage, 
wie wir unsere Zukunft sehen wollen: als einen 
mühsamen Prozess des Aushandelns eines Mo-
dus vivendi, der den Frieden in sich trägt, oder als 
mutmaßliche Plattform und Drehscheiben eines 
Krieges, bei dem am Ende kein Stein mehr auf 
dem anderen bleibt?

Anmerkung:
1	  https://t1p.de/merry

Petra Erler ist Politikberaterin. Sie war partei-
lose Staatssekretärin beim Ministerpräsidenten 
der DDR in der Regierung de Maizière.
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Die »Zeitenwende« ist die Wende zum Krieg 
(Ostermarsch in Nürnberg, 1.4.2024)
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